
  

 

Interpellation Nr. 96 (September 2025) 
betreffend Umsetzung des Verhüllungsverbots in Basel-Stadt 

25.5377.01 
 

Seit dem 1. Januar 2025 ist das Bundesgesetz über das Verbot der Verhüllung des Gesichts (BVVG) in Kraft. 
Verschiedene Medien berichten über Versuche, das Gesetz und die Bundesverfassung zu umgehen. Für die 
Umsetzung sind die Kantone zuständig. Das Gesetz sieht unter anderem Ausnahmen vom Verbot zum Schutz 
und zur Wiederherstellung der eigenen Gesundheit oder der Gesundheit von Dritten vor. Darunter fällt auch das 
Tragen von Hygienemasken. 

Ich bitte den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie setzt der Kanton Basel-Stadt dieses Bundesgesetz über das Verhüllungsverbot, das auch zur 
Verhinderung von Vermummungen an Demonstrationen eingeführt wurde, konkret um? 

2. Welche rechtlichen und v.a. organisatorischen Massnahmen wurden getroffen, um das Verbot effektiv 
durchzusetzen? 

3. Gibt es Absprachen oder Kooperationen mit den Nordwestschweizer Kantonen zur einheitlichen 
Umsetzung resp. wurden gemeinsame Vorgehensweisen oder Kooperationsabkommen geschlossen, um 
eine konsistente Anwendung des Verhüllungsverbotes in der Nordwestschweiz zu gewährleisten? 

4. Gab es Schulungen für Polizeikräfte im Umgang mit dem Verhüllungsverbot? 

5. Wie viele Verstösse gegen das Verhüllungsverbot wurden seit dem 1.1.25 in Basel-Stadt festgestellt? 

6. In wie vielen Fällen kam es zu Ordnungsbussen, Strafverfahren oder andren Sanktionen? Bitte einzeln 
nach Kategorien auflisten. 

7. Wurden bereits Fälle vor Gericht angefochten? 

8. In welchen Kontexten (Demonstrationen, öffentlicher Verkehr, Fussballspiele etc.) traten bisher die 
meisten Verstösse auf? 

9. Gab es Schwerpunkte bei bestimmten Veranstaltungen? 

10. Wurden Missbrauchsfälle bei den vorgesehenen Ausnahmen (bspw. Gesundheitsschutz) festgestellt? 

11. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass die Ausnahmen nicht zweckentfremdet werden, etwa zur 
Verschleierung der Identität an Demonstrationen? 

12. Welche Massnahmen wurden bereits ergriffen resp. werden noch ergriffen, um die Bevölkerung über das 
Verhüllungsverbot und die Konsequenzen von Verstössen zu informieren? 

Joël Thüring 

 


